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Der Ruf nach Veränderung hat die arabische Welt erfasst. Der Westen 
schaut mit Erstaunen auf die Demonstranten und zugleich mit Besorg-
nis, ob dies nicht in Anarchie oder gar in ein Erstarken islamistischer 
Kräfte münden könnte. Doch wird man den Ereignissen mit düsteren 
Szenarien ebenso wenig wie mit einer verkürzten Betrachtung gerecht.

Die Erstarrung der Regime, deren Repression und Perspektivlosig-
keit, trieb die Menschen zum Aufbegehren, in einer Zeit, in der die 
mediale Globalisierung ihre Proteste in die Welt trägt. Neu und Hoff-
nung gebend ist, dass sich erstmals in der arabischen Welt die Men-
schen auf der Straße zur Demokratie bekennen. Am Ende wird nicht 
das Westminster-Modell stehen, aber ein bemerkenswerter Schritt hin 
zu größerer Freiheit und Mitbestimmung.

Wir wissen selbst, dass Demokratie allein die Probleme nicht über-
windet. Die Menschen brauchen die Perspektive auf eine positive poli-
tische und sozioökonomische Entwicklung. Ohne überheblich zu wir-
ken, ist nun der Blick auch darauf zu richten, was in der arabischen 
Welt verkehrt läuft. Eine übertrieben paternalistische Kultur ver-
schließt sich selbst den Weg in die Moderne, indem sie den gehorsamen 
Untertan, nicht den kreativen, handelnden Bürger, zum Ideal erhebt.

Es ist eine Aufgabe der Entwicklungszusammenarbeit, die Zivilge-
sellschaften zu stärken und mit ihren Vertretern offen zu erörtern, wie 
diese Defi zite überwunden werden können. Unterstützung ist gefragt, 
damit der Aufbruch, der allenthalben und doch so überraschend zu 
sehen ist, über den Tag hinaus weist und nicht nur eine Elite eine an-
dere ablöst, sondern als Beginn einer neuen Form des Zusammenle-
bens der Menschen und Völker in diesem Teil der Welt wirkt.
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Mit der 16. Vertragsstaatenkonferenz in 
Cancún, so die viel verbreitete Einschät-
zung, ist die internationale Klimapolitik 
noch einmal dem finalen Kollaps ent-
kommen.1 Und in der Tat: Ein neues 
Momentum ist auszumachen, zumin-
dest in Teilbereichen wie der Finanzie-
rung von internationalen Klimaschutz-
maßnahmen, der weiteren Etablierung 
eines Rahmens für die Durchführung 
von Anpassungsmaßnahmen und bei 
Maßnahmen zur Verbesserung des 
Technologietransfers konnten während 
der Verhandlungen in Mexiko Fort-
schritte erzielt werden. Wohlmeinende 
Interpretationen der Ergebnisse von 
Cancún sehen nunmehr auch das 
2-Grad-Ziel – also die Begrenzung des 
globalen durchschnittlichen Tempera-
turanstiegs auf 2 Grad Celsisus gegen-
über dem vorindustriellen Zeitalter – als 

+++%,-./012-3453%65.%(7089/93657.%9-:%605%1540;3975%-36%03<5139<0;3975%*0=>51>50<

international etabliert an. Die Hoff-
nung, die sich mit der Aufnahme dieses 
Zieles in das von allen Verhandlungsde-
legationen angenommene Abschlussdo-
kument verbindet, ist wesentlich die 
Berechenbarkeit des noch erlaubten, 
weil als halbwegs „kontrollierbar“ er-
achteten Umfangs an Treibhausgas 
(THG)-Emissionen. Somit können in 
der Theorie Verantwortlichkeiten im 
Sinne von Emissionsbudgets einzelnen 
Ländern zugewiesen werden. Das kli-
mapolitische Risikomanagement nach 
Auslaufen des Kyoto-Protokolls 2012 
soll auf diese Weise wesentlich verbes-
sert werden.

Doch massive Zweifel bleiben: Die 
zarten Fortschritte internationaler Kli-
madiplomatie vollziehen sich vor dem 
Hintergrund eines dramatischen Zeit-
verlustes, was die Möglichkeiten der 
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rechtzeitigen Minderung von THG-
Emissionen angeht. Jedes Jahr, in dem 
der Höhepunkt der globalen Emissio-
nen nicht erreicht wird, verschärft sich 
die notwendigerweise nachfolgend zu 
vermindernde Emissionsmenge bedeu-
tend. Dies ist auf die lange Wirksamkeit 
der Treibhausgase in der Atmosphäre 
zurückzuführen. So erscheint es immer 
unwahrscheinlicher, den Klimawandel 
auf ein als kontrollierbar erachtetes 
Maß einzudämmen: Statt der ange-
strebten Begrenzung der globalen Er-
wärmung auf 2°C scheinen mittlerweile 
3°C bis 3,5°C und mehr wahrschein-
lich.2 Die Folgen dieses globalen Politik-

versagens werden seit einigen Jahren mit 
Blick auf ihre außen- und sicherheitspo-
litische Relevanz diskutiert. Ressour-
cenknappheit und verstärkt auftretende 
Extremwetterereignisse in Folge des Kli-
mawandels drohen, ohnehin bestehen-
de Konfl iktpotenziale zu verstärken, 
zum Teil sogar neue zu erzeugen. Im 
Folgenden werden drohende globale 
Konfl iktlandschaften und hieraus resul-
tierende außen- und sicherheitspoliti-
sche Herausforderungen erörtert und 
notwendige Schritte für mehr Klimasi-
cherheit skizziert. Letztere gehen deut-
lich über den Fokus der internationalen 
Klimaverhandlungen hinaus, sind aber 
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gleichwohl auf diese als wesentlichen 
Bezugsrahmen angewiesen.

(<6D52@2867
Die Auswertungen klimawissenschaftli-
cher Erkenntnisse durch das In-
tergovernmental Panel on Climate 
Change (IPCC) im Jahr 2007 zeichnen 
ein dramatisches Bild regionaler Auswir-
kungen des Klimawandels. Am stärks-
ten betroffen sind vielfach Gesellschaf-
ten mit geringen Anpassungskapazitä-
ten. Bereits Ende 2006 hat der ehemalige 
Weltbank-Ökonom Nicolas Stern im 
Auftrag der britischen Regierung ein-
drücklich die negative wirtschaftliche 
Entwicklung des Klimawandels aufge-
zeigt, so entschlossenes Gegensteuern 
ausbleibt.3 Eine Reihe von Risikoanaly-
sen hat die sicherheitsrelevanten Impli-
kationen des Klimawandels seit 2007 
konkretisiert.4 Erste Ergebnisse hierzu 
kamen aus den Vereinigten Staaten, wo 
elf pensionierte US-Generäle im Auftrag 
des US-Center for Naval Analysis (CNA) 
die Folgen von Klimawandelfolgen ins-
besondere für die nationale Sicherheits-
architektur skizzierten. Sehr viel umfas-
sender und systematischer fiel das Jah-
resgutachten des Wissenschaftlichen 
Beirats der Bundesregierung Globale 
Umweltveränderungen (WBGU) aus, 
das wachsende Konfliktpotenziale und 
die Zunahme gesellschaftlicher Span-
nungen durch Klimaveränderungen regi-
onal konkretisierte und Rückschlüsse 
auf eine sich neu formierende globale 
Konfliktlandschaft zog.

Im Kern sind sich die Studien einig: 
In den nächsten Jahrzehnten wird ein 
ungebremster Klimawandel zu Ressour-
cenverknappung und Umweltdegradati-
on führen, die bestehenden sozialen 
und politischen Spannungen verschär-
fen oder neue Konfl iktkonstellationen 

auslösen können. Wie die Forschung zu 
Umweltkonfl ikten zeigt, sind Umwelt-
faktoren in der Regel nicht alleiniger 
Auslöser von Konfl ikten, sondern ver-
stärken vielmehr bereits akut oder latent 
bestehende Konfl iktkonstellationen.5
Bereits vorhandene lokale und regionale 
Konfl ikte um Ressourcen wie z. B. ge-
meinsam genutztes Wasser oder Agrar-
land sind eng an Armut und die Margi-
nalisierung von landwirtschaftlicher 
Nutzfl äche gekoppelt. Die Zerstörung 
und Verknappung von Ressourcen hat 
bereits in vielen Entwicklungsländern 
zu gewaltsamen Konfl ikten beigetragen. 
Schwach ausgebildete soziale Institutio-
nen und ein gravierender Mangel an 
Ressourcen und technischem Know-
how sind hierbei Hauptursache dafür, 
dass Länder Schwierigkeiten haben, 
sich an veränderte Umweltbedingungen 
anzupassen. In der Folge sind Regierun-
gen teilweise nicht mehr in der Lage, 
zentrale staatliche Aufgaben zu erfüllen. 
Das Beispiel der gravierenden Folgen 
der Überfl utung in Pakistan 2010 zeigt, 
wie erheblich sich Folgewirkungen von 
Umweltkatastrophen erweisen können.

J5.577.=>9:<53%80<%45103453%
,3O9..-34.29O9R0<S<53%.036%-.&
%'(+/%'"#&T;3%653%,-./012-3453%
65.%(7089/93657.%P5<1;U%53V

I51%(7089/93657%:W>1<%R-1%C5..;-1=53X
T51239OO-34%-36%.;80<%R-%1540;39753%
.;R09753%-36%O;70<0.=>53%%0-##1#2"#V



* /01*..*!"#$%$&'()*&%+,$)-** !!

Durch das Zusammenspiel der Kli-
maveränderungen mit einer Reihe weite-
rer globaler Trends, v. a. einem global stei-
genden Ressourcenverbrauch, Bevölke-
rungswachstum und Urbanisierung, ist 
es mehr als plausibel, eine neue Dimensi-
on von Umweltkonfl ikten anzunehmen 
und zusätzliche Maßnahmen politischen 
Handelns zu diskutieren. Die For-
schungsergebnisse der Umweltsicher-
heitsforschung zeigen jedoch auch, dass 
die Verknappung von Ressourcen bislang 
kaum bewaffnete zwischenstaatliche 
Konfl ikte in Form von (Ressourcen-)Krie-
gen nach sich gezogen hat.6 Eine zentrale 
Deutung für das Ausbleiben zwischen-
staatlicher Konfl ikte ist, dass die Umwelt-
zusammenarbeit bei grenzüberschreiten-
den Problemlagen eine politisch stabili-
sierende Wirkung entfalten kann. Am 
weitesten fortgeschritten ist in diesem Zu-
sammenhang die Forschung zu Verhal-
tensmustern an grenzüberschreitenden 
Gewässern. Empirisch zeigt sich, dass 
bislang Konfl ikte um Wasser noch zu kei-
nem internationalen Krieg in einem der 
weltweit 263 grenzüberschreitenden 
Flussgebiete geführt haben.7 Bei der Ana-7 Bei der Ana-7

lyse des Verhaltens von Anliegern an 
grenzüberschreitenden Gewässern kom-
men Forscher von der Abteilung für Geo-
wissenschaften an der Oregon State Uni-
versity bei ihren Untersuchungen zu dem 
Ergebnis, dass kooperative Arrangements 
sehr viel häufi ger auftreten als gewaltsam 
ausgetragene Konfl ikte.

Die Konfl iktgeschichten am Euphrat 
oder Nil verdeutlichen zwar, dass es zu 
Drohungen mit militärischer Gewalt 
kommt, wenn beispielsweise der Ober-
anlieger durch den Bau von Staudäm-
men die Wassermengen für die Unteran-
lieger zu begrenzen droht. Aber selbst in 
diesen politischen Spannungsgebieten 
sind gemeinsame Lösungsbemühungen 

und Kooperationsabkommen möglich. 
Es sind institutionelle Arrangements, 
die den Kern dieser Kooperation ausma-
chen. Ansätze wie die Zusammenarbeit 
im Rahmen der „Nile Basin Initiative“ 
werden unter äußerst komplexen Ver-
handlungsbedingungen realisiert, zäh-
len doch nicht weniger als zehn Staaten 
zu den Nilanrainern.8 Solche Initiativen 
verstetigen die Zusammenarbeit zwi-
schen verschiedenen Anliegern und tra-
gen auf diese Weise oftmals erheblich 
zur Vertrauensbildung bei. Ferner er-
weisen sich die dauerhafte politische 
wie fi nanzielle Unterstützung, die 
Schaffung einer gemeinsamen hydrolo-
gischen Datengrundlage sowie die Eta-
blierung allerseits anerkannter Rechts-
instrumente als Kernelemente einer 
tragfähigen Zusammenarbeit, die auch 
mit Blick auf die Eindämmung zukünf-
tiger Risiken des Klimawandels eine 
entscheidende Rolle spielen können. 

Q8NR6GD<@5*S<B<N325@<3656
Welches sind die dominanten Konflikt-
konstellationen, die im Zuge des Klima-
wandels drohen und wo liegen diesbe-
züglich regional mögliche Brennpunk-
te? Um diese Fragen zu beantworten, 
suchen das Jahresgutachten des WBGU 
sowie weitere Risikoanalysen den natur-
räumlichen Prognosen des IPCC syste-
matisch die Annahmen über die zu-
künftige Stabilität und Handlungsfähig-
keit von Staaten zur Seite zu stellen. Der 
WBGU identifiziert z. B. vier Konflikt-
konstellationen, die sich prinzipiell an 
die in Vorstudien für die Vergangenheit 
dargelegten Konfliktmuster anlehnen 
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und sie in die Zukunft extrapolieren. 
Verteilungskämpfe um Süßwasser und 
Nahrungsmittel werden durch zuneh-
mende Konfliktlagen im Zuge extremer 
Wetterereignisse ergänzt. Während sich 
diese Trends auf naturräumliche 
„Hauptkonflikttreiber“ zurückführen 
lassen, bezeichnet Migration als vierter 
potenzieller Konfliktreiber einen Folge-
konflikt bzw. einen „Übersetzungsme-
chanismus“ aus den vorgenannten mas-
siven Auswirkungen des Klimawandels. 
Hierbei wird davon ausgegangen, dass 
es durch die zu erwartende Verknap-
pung von fruchtbaren Böden und Was-
serressourcen zu massenhaften Flucht-
bewegungen kommen wird.

Die resultierende globale Konfl ikt-
landschaft ist beunruhigend: Das Zu-
sammenspiel der Konfl ikttrends mit sek-
toralen Entwicklungen droht selbst die 

Anpassungsfähigkeit relativ stabiler 
Staaten zu überfordern. Die Folgen des 
Klimawandels für alle Ebenen gesell-
schaftlichen Lebens bedrohen nicht nur 
menschliche Sicherheit und lokale Kon-
texte, sondern können auch die Stabilität 
internationaler Sicherheit erheblich be-
einfl ussen. Hierfür ist maßgeblich, dass 
die Problemlagen zur zusätzlichen De-
stabilisierung ohnehin fragiler Staaten 
führen und sich wie beim Domino regio-
nal ausbreiten können. Im Extremfall 
werden diese Staaten anfälliger für Ex-
tremismus, Terrorismus und Rebellion, 
und fragile Staatlichkeit wird zu einem 
unerwünschten „Exportgut“, das auch 
vermeintlich stabile Staaten erfassen 
kann. Potenzielle regionale Krisenherde 
fi nden sich hierbei selbst in Regionen, 
die bislang eher weniger zu den regiona-
len Konfl ikt“hotspots“ gezählt wurden.9
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Die erste genuin dem Klimawandel zu-
zuschreibende Konfliktlage, nämlich 
die durch das Abschmelzen der Grön-
landplatte leicht erschließbaren, umfas-
senden Rohstoffressourcen, wurde 
selbst in umfassenden Risikoanalysen 
lange weitgehend vernachlässigt. Dabei 
haben die konkurrierenden Nutzungs-
interessen von Staaten wie Russland, 
Kanada, USA, Dänemark und Norwe-
gen ein Spannungspotenzial internatio-
nalen Ausmaßes und es bleibt abzuwar-
ten, ob die einschlägigen Bestimmungen 
der internationalen Seerechtskonventi-
on in der Lage sind, diese Spannungen 
zu kanalisieren und zu einem Ausgleich 
der Interessen beizutragen.

PB<56
Neben dem Meeresspiegelanstieg und 
der Intensivierung extremer Wetterereig-
nisse ist es vor allem die Gletscher-
schmelze im Himalaja, die zu erhebli-
chen Beeinträchtigungen in der Wasser-
versorgung und der Landwirtschaft füh-
ren kann. Hiervon betroffen sind nahezu 
eine halbe Milliarde Menschen. Die Be-
ziehungen zwischen Indien und Bangla-
desch und vor allem zwischen Indien 
und Pakistan sind zudem von erheblicher 
Bedeutung für die internationale Sicher-
heit, handelt es sich doch bei Pakis tan 
und Indien um Staaten mit Atomwaffen. 
Bereits in der Vergangenheit hat es erheb-
liche Spannungen am Indus und Ganges 
gegeben, die aber – bislang – im Rahmen 
bestehender Flussgebietsabkommen ge-
regelt werden konnten.

Q56D2>;>B<56
Zentralasien (Kasachstan, Kirgistan, 
Tadschikistan, Turkmenistan und Us-
bekistan) ist durch die großen Höhen-
unterschiede besonders geeignet für die 

Nutzung von Wasserkraft. Gleichzeitig 
sind die zentralasiatischen Staaten stark 
agrarisch geprägt. Bereits in der Vergan-
genheit ist es zu zahlreichen Spannun-
gen im Zusammenhang mit Wasser in 
Zentralasien gekommen. Maßgeblich 
hierfür sind die zusätzlich hinzutreten-
den Defizite im Bereich der Rechtsstaat-
lichkeit, Korruption, schwache Gover-
nance-Strukturen, ineffiziente Verwal-
tungen sowie Armut.

->452*"BD56*867*-327>G2<N>
Die Wasserverfügbarkeit ist bereits 
heute ein zentrales Problem in der Regi-
on. Der Klimawandel wird erhebliche 
Auswirkungen auf die landwirtschaftli-
che Produktion haben und Trends wie 
Desertifizierung und Bodenversalzung 
werden sich absehbar weiter verschär-
fen. Das Wasser des Nils und des Jor-
dans können zum Gegenstand von 
Wasserverteilungskonflikten werden, 
die kaum regional beschränkt bleiben 
dürften.

PG2<N>
Der drohenden Abnahme der Wasser-
verfügbarkeit und der landwirtschaft-
lich zu nutzenden Fläche steht eine stei-
gende Bevölkerungszahl gegenüber. Ver-
teilungskonflikte, Hungersnöte und 
Flüchtlingsströme erscheinen somit na-
hezu unvermeidbar. Auch der ansteigen-
de Meeresspiegel wird den Kontinent vor 
zunehmende Herausforderungen stellen, 
dies betrifft vor allem die Megastädte an 
der Westküste Afrikas. Angesichts oh-
nehin schwelender Gewaltkonflikte und 
Ländern in Post-Konflikt-Phasen drohen 
hier „Gürtel fragiler Staatlichkeit“.
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Diese keineswegs vollständige Über-
sicht über Risikoregionen der Zukunft 
unterstreicht mehr als deutlich: Der 
Handlungsdruck auf die politischen 
Entscheidungsträger nimmt zu. Da-
durch, dass bestimmte Klimaverände-
rungen bereits heute nicht mehr zu ver-
meiden sind, erlangt hierbei die Anpas-
sung an den Klimawandel als Hand-
lungsfeld mehr und mehr an Bedeutung. 
Die „neuen“ Herausforderungen führen 
zur Herausbildung eines Politikfeldes, 
das zu weit reichenden Verschränkun-
gen zwischen Außen-, Umwelt-, Ent-
wicklungs- bis hin zur Wirtschafts- und 
Finanzpolitik führt. Dass die entspre-
chende politische Adressierung kein 
leichtes Unterfangen ist, zeigt die Tatsa-
che, dass zwar sowohl auf EU- als auch 
auf Ebene der Vereinten Nationen (VN) 
die sicherheitsrelevanten Auswirkungen 
des Klimawandels erkannt worden sind, 
die eingeleiteten Prozesse bislang aller-
dings kaum über das Stadium des 
„Agenda-Settings“ hinausreichen. Im-
merhin konnten in den vergangenen 
Jahren erste Ansätze jenseits der inter-
nationalen Verhandlungen konkreter 
verfolgt werden, um mögliche Ressour-
cenkonflikte, die im Zuge des Klima-
wandels befördert werden könnten, prä-
ventiv einzuhegen.

Ein Blick auf die Aktivitäten inner-
halb des VN-Systems zeigt jedoch auch, 
dass bislang noch keine systematische 
Auseinandersetzung mit den sicher-
heitsrelevanten Implikationen des Kli-
mawandels stattfi ndet. Die Auswirkun-
gen des Klimawandels auf Frieden und 
Sicherheit wurden auf Betreiben der bri-
tischen Regierung 2007 im Sicherheits-
rat diskutiert.10 Hier offenbarten sich 
deutlich unterschiedliche Auffassungen 
von Ländern wie Großbritannien und 
Deutschland und einzelnen Entwick-
lungs- und Schwellenländern, die diese 
sicherheitsbezogene Rahmung des The-
mas als Versuch seitens der Industrie-
länder werteten, von ihrer historischen 
Verantwortung für den Großteil der 
Treibhausgase in der Atmosphäre abzu-
lenken. Andererseits erwiesen sich die 
kleinen Inselstaaten als wesentliche 
Treiber einer VN-Befassung mit den si-
cherheitsrelevanten Auswirkungen des 
Klimawandels, wird doch durch den 
Meeresspiegelanstieg nichts Geringeres 
als ihre territoriale Integrität in Frage 
gestellt. Als Folge einer von pazifi schen 
Inselstaaten eingebrachten Resolution 
zu Klimawandel und Sicherheit, die von 
der 63. Generalversammlung der VN im 
Juni 2009 verabschiedet wurde, legte 
der VN-Generalsekretär im September 
desselben Jahres einen umfassenden Be-
richt zu möglichen Sicherheitsrisiken 
des Klimawandels vor.11

Bemerkenswert an diesem Bericht 
sind weniger die zugrunde liegenden Ri-
sikoanalysen, die sich prinzipiell nicht 
von den bereits erwähnten anderen Un-
tersuchungen unterscheiden, sondern 
die Betonung der möglichen Lösungs-
ebenen. Demnach sollen als Antwort 
auf die aus den Folgen des Klimawan-
dels resultierenden Bedrohungsmulti-
plikatoren systematisch die bedro-
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hungsmindernden Potenziale von Früh-
warnung, Emissionsminderungen, An-
passung, Entwicklung oder Wachstum 
erschlossen werden. Auf diese Weise 
wird ein Gerüst von konfl iktpräventiver 
Klimapolitik skizziert, deren weitere 
Operationalisierung innerhalb des VN-
Systems allerdings noch aussteht. Aus 
deutscher Sicht ergibt sich seit Beginn 
des Jahres 2011 die Möglichkeit, über 
den nicht-ständigen Sitz im VN-Sicher-
heitsrat neue Akzente zu setzen.

Eine weitere Aufgabe der VN wird es 
sein, die skizzierten Vorschläge mit den 
diesbezüglichen Prozessen im Rahmen 
der internationalen Klimaverhandlun-
gen zu koppeln, um ein kohärentes Vor-
gehen zu gewährleisten. Mit der Arbeit 
des während der Klimakonferenz in 
Cancún auch offi ziell eröffneten Adap-
tation Fund Boards kann die operative 
Umsetzung der seit Jahren in nationalen 
Anpassungsplänen erarbeiteten Hand-
lungsansätze eine neue Dynamik erhal-
ten, die nicht zuletzt auch das Vertrauen 

seitens wenig entwickelter Länder in in-
ternationale Kooperationsansätze unter 
dem Dach der VN stärken kann. Eine 
konfl iktsensitive Vorbereitung auf nega-
tive Konsequenzen des Klimawandels 
wäre beispielsweise ein Weg, um Was-
ser- oder Nahrungsmittelknappheiten 
frühzeitig anzugehen und Kapazitäten 
der Katastrophenvorsorge auf- und aus-
zubauen. Spezifi sche Anpassungsstrate-
gien für fragile Staaten können einen 
Hebel darstellen, um zu Stabilität und 
Frieden beizutragen.12

Auch die EU hat sich auf die Suche 
nach Klimasicherheit begeben. Aufgefor-
dert durch die Juni-Schlussfolgerungen 
des EU-Rates von 2007 legten die Euro-
päische Kommission und das Ratssekre-
tariat des damaligen Hohen Repräsentan-
ten Javier Solana im Frühjahr 2008 den 
gemeinsamen Bericht „Klimawandel und 
internationale Sicherheit vor“.13 Der Be-
richt kommt zu dem Schluss, dass der 
Klimawandel bestehende Bedrohungen 
verstärkt sowie die Interessen und Sicher-
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heit der EU und ihrer Partner rund um 
den Globus gefährdet. Mit Blick auf die zu 
verfolgenden Ansätze zur Minderung der 
Bedrohungen wird empfohlen, die Kapa-
zitäten der EU und ihrer Mitgliedsstaaten 
in den Bereichen Frühwarnung, Analyse 
und Reaktion auf klimabedingte Sicher-
heitsauswirkungen zu verbessern. Zudem 
wird auf die Notwendigkeit verwiesen, 
dass die EU im multilateralen Kontext 
weiter eine Führungsrolle einnehmen 
muss, um globale Klimasicherheit voran-
zutreiben und ein erfolgreiches internati-
onales Folgeabkommen zum Kyoto-Pro-
tokoll zu entwickeln und umzusetzen. 
Schließlich wird die EU-Kooperation mit 
Drittländern in den Blick genommen. 
Hier sollen Dialoge in Gang gesetzt wer-
den, um Bewusstsein für die sicherheits-
relevanten Risiken des Klimawandels zu 
schaffen und als gemeinsame Herausfor-
derungen auch in den Regionalstrate gien 
der EU systematisch zu berücksichtigen. 
Das ausführliche Kapitel zur nach haltigen 
Nutzung der gemeinsamen Wasserres-
sourcen in der EU-Zen tralasienstrategie 
bietet ein geeignetes Beispiel. Das Aus-
wärtige Amt hat 2008 mit der Initiative 
„Wasser Unites“ hier angesetzt, um somit 
gezielt zu mehr Klimasicherheit in der Re-
gion beizutragen.14 Allerdings mangelt es 14 Allerdings mangelt es 14

gegenwärtig auch auf EU-Ebene jenseits 
von einzelnen Initiativen an der systema-
tischen Verankerung der Herausforde-

rungen der Klimasicherheit. Die derzeit 
im Aufbau befi ndlichen Strukturen des 
Europäischen Auswärtigen Dienstes 
(EAD) bieten einen sinnvollen Einstiegs-
punkt, um die Integration des Problem-
feldes in die auswärtigen Beziehungen 
Europas zu gewährleisten.

Y36*'>69Z6*6>94*,82L>6
Die sicherheitsrelevanten Risiken des 
Klimawandels erfordern einen „klima-
politischen Stresstest“ internationaler 
wie europäischer Politikprozesse. Der 
Schritt vom Agenda-Setting zur Politik-
formulierung ist hierbei allerdings viel-
fach noch nicht vollzogen. Der Auf- und 
Ausbau kooperativer Ansätze ist ein 
Schlüssel, um angesichts schwindender 
natürlicher Ressourcen die Vorausset-
zungen für einen friedlichen Interessen-
ausgleich zwischen verschiedenen Nut-
zern zu schaffen und damit mögliche 
Konfliktlagen zu vermeiden. Um die 
Herausforderungen zunehmender Res-
sourcendegradation zu bewältigen, 
muss demnach der bestehende politi-
sche Handlungsrahmen erweitert wer-
den. Vor allem ist die Zusammenarbeit 
zwischen Industrie- und Entwicklungs-
ländern im Klimabereich zu intensivie-
ren und die hierfür notwendigen Strate-
gien und Instrumente sind auszubauen. 
Langfristig angelegte Anpassungsstrate-
gien stellen hierbei ebenso einen we-
sentlichen Ansatz dar wie grenzüber-
schreitende Ressourcenkooperation. 
Ob hieraus ein systematischer Ansatz 
einer konfliktpräventiven Klimapolitik 
resultiert, hängt maßgeblich von erfolg-
reichen internationalen Klimaverhand-
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lungen für ein Folgeabkommen des Kyo-
to-Protokolls ab. Der nunmehr für die 
Vertragsstaatenkonferenz in Durban im 
Dezember 2011 angestrebte Konsens 
wird auch davon abhängen, ob die Ver-
handlungsdelegationen sich auf einen 
robusten Anpassungsrahmen einigen 
können. Die in Cancún erzeugten Fort-
schritte können zudem dazu führen, ei-
nen langfristigen Rahmen der Klima-
schutzfinanzierung zu etablieren, die 
bei konfliktsensitiver Ausrichtung auch 
außen- und sicherheitspolitische Ziele 
befördern kann, beispielsweise wenn 
gezielt Ressourcenkooperationen in fra-
gilen Regionen unterstützt werden.

Zusätzlich – und auch hierfür ist ein 
erfolgreicher Abschluss der Klimaver-
handlungen als politisches Signal förder-
lich – sind Prozesse bilateraler und regio-
naler Zusammenarbeit systematisch da-
rauf auszurichten, nationale und regio-
nale Anpassungskapazitäten zu stärken. 
Die Empfehlungen der VN- und EU-Be-
richte zu Klimawandel und internationa-
ler Sicherheit weisen bereits in diese 
Richtung. Die Verknappung natürlicher 
Ressourcen und weitere negative Impli-
kationen des Klimawandels müssen also 
nicht zwangsläufi g zum Ausbruch ge-
waltförmiger Konfl ikte führen.
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